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Das Ausnahmerecht der Léinder
nach Art. 48 IV* der Reichsverfassung.
Von '

Dr. KARL STRUPP, Privatdozenten des Staats- und Volkerrechts
an der Universitit Frankfurt a. M.

A. Wesen und Geschichtliches.

I. Not kennt kein Gebot. Dieser Satz, der nach Mafigabe
positiver landesrechtlicher Bestimmungen zugunsten der Individuen
in den Rechten aller Staaten, wenn auch hinsichtlich der Voraus-
setzungen oder -sonst inhaltlich zum Teil verschieden, fest ver-
ankert ist, gilt erst recht fiir den Staat selbst. Bedrohung seiner
Existenz, Gefihrdung eines seiner drei Bestandteile: Staatsgebiet,
Staatsgewalt, Staatsvolk, veranlat Mafnahmen, die an sich mit
geltendem Recht unvereinbar, eben wegen der besonderen Not-
lage, in der sich der Staat befindet, in irgendeiner Weise
Anerkennung verlangen. Das gilt nach aufen, also auf volker-
rechtlichem, wie nach innen, also auf staatsrechtlichem Gebiet.
Es soll ganz gewif nicht meine Aufgabe sein, in diesem Zusam-
menhang auf die Berechtigung in conereto jemer bekannten Aus-
fihrungen des Reichskanzlers von Bethmann Hollweg in der denk-
wiirdigen Reichstagsitzung vom 4. August 1914 einzugehen, in der
er in bezug auf den deutschen Einmarsch in Belgien den berithmt

* Ein Vortrag. .

! Vgl. dazu etwa STRUPP, Das volkerrechtliche Delikt, 1920, VIII. Ab-

schnitt, sowie die ausgezeichneten Ausfiilhrungen Kunzgs, Stichwort , Belgien“
in meinem Worterbuch des Vélkerrechts und der Diplomatie, I, 1922.
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gewordenen Ausspruch getan-hat: ,Not kennt kein Gebot . . . .
wer so bedroht ist, wie wir und um sein Héchstes kimpft, der
darf nur daran denken, wie er sich durchhaut.* Inhaltlich ist
der hier zum Ausdruck gebrachte Gedanke richtig und was hier
Bethmann Hollweg in vilkerrechtlicher Hinsicht gesagt hat, das
ist staatsrechtlich in abstracto nicht minder zutreffend. Auch
nach innen muf der Staat gegeniiber den Normen, an die er
sonst gebunden ist, eine 'grofere Bewegungsfreiheit ausiiben
konnen, eine Bewegungsfreiheit, die selbst vor einer Verletzung
geltenden Rechts nicht zuriickschreckt. Dabei ist es wiederum
eine Frage positiven Rechtes, ob ein Handeln in solcher Lage sich
als glatter Rechtsbruch darstellt, fiir die die dafiir verantwortlichen
Staatsorgane sich gegebenenfalls (wie es in England mangels
solche Verhiltnisse beriicksichtigender Normen der Fall ist) nach-
triglich Indemnitit erteilen lassen miissen ?, oder ob bereits in
der Verfassung oder sonstwo Vorschriften bestehen, die ‘solche
Verhiltnisse beriicksichtigen und regelmifig fiir auBerordentliche
Zustinde, die nicht unbedingt einen e ch t e n staatlichen Notstand
darstellen miissen, auBerordentliche Mafinahmen gestatten. Konnte
im absoluten Staat der Gedanke an Notverordnungen, d. h. an
Verordnungen des Staatshauptes®, die an sich nur in Form for-
meller Gesetze ergehen konnten, tiberhaupt nicht auftauchen, so
haben sie in der konstitutionellen Monarchie eine erhebliche prak-
tische Bedeutung erlangt. Ihnen lag und liegt der Gedanke zu-
grunde, daB in Fillen, in denen das Parlament nicht versammelt
ist, in denen aber auf seinen Zusammentritt nicht gewartet werden
kann, aus Notgriinden Verordiungen ergehen diirfen, die jener
Zustimmung bediirftig wiren, daf diese Verordnungen der nach-
triglichen parlamentarischen Zustimmung bediirfen und auf Wunsch

? Vgl. GRAU, Die Diktaturgewalt des Reichsprisidenten und der Landes-
regierungen auf Grund des Art. 48 der Reichsverfassung (6ffentlich-recht-
liche Abhandlungen, herausgegeben von Triepel, E. Kaufmann, Smend,

Heft 5), 1922, S. 16.
3 8. HANSEL, Die Notverordnung nach deutschem Staatsrechte, 1904.
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des Parlaments sofort zu beseitigen sind. Neben und unabhingig
von diesem Notverordnungsrecht bestand und besteht in den Kul-
turstaaten jener Zustand gesetzlich verankert, den man — un-
genau — im Anschluf an die franzosische Gesetzgebung der
Jahre 1791 bis 1849 % als Kriegs- oder Belagerungszustand be-
zeichnet -hat und den man deutlicher Ausnahmezustand oder Dik-
tatur® nennen wiirde, eine Diktatur, deren Rechtfertigung darin
liegt, daB die hier erfolgende Rechtsignorierung von Rechtsver-
wirklichungstendenz getragen ist®. Kannte das deutsche Recht
bis zur Verfassung des Norddeutschen Bundes und dann bis zur
Reichsverfassung vom 16. April 1871 nur den landesrechtlichen
Ausnahmezustand, wobei das preuBische Belagerungszustandsgesetz
vom 4. Juni 1851 und ein sichsisches aus dem gleichen Jahre
Hervorhebung verdienen, so bestimmte Art. 68 der RV.: ,Der
Kaiser kann, wenn die 6ffentliche Sicherheit im Bundesgebiet be-
droht ist, einen jeden Teil desselben in Kriegszustand erkliren.
Bis zum ErlaB eines die Voraussetzungen, die Form der Ver-
kiindigung und die Wirkungen einer solchen Erklérung regelnden
Reichsgesetzes gelten dafiir die Vorschriften des preuBischen Ge-
setzes vom 4. Juni 1851 (GS. fir 1851 S. 451 ff)%. Damit war
provisorisch das preuBische Belagerungszustandsgesetz bis zum
Erlaf des dort vorgesehenen, aber nie ergangenen Reichsgesetzes

4 ScamiTT-DoRroTIC, Die Diktatur, 1921, S. 183 ff.; Duruls, I’état de
guerre et ses effets vis-a-vis des ressortisants de I'Etat, 1912, p. 37 sq.;
O1T0 MAYER, Theorie des franzésischen Verwaltungsrechts, 1886, S. 202 ff.;
StrUPP, Deutsches Kriegszustandsrecht (im folgenden zitiert: StrupP, KZR.)
1916, 8. 2 f. '

& Vgl. Strupp, KZR. 8. 3 und die dortigen Nachweise. Der Ausnahme-«
zustand ist eine rechtlich normierte anormale Lage, innerhalb derer
die Gesamtheit von MaBnahmen auf Grund von Anordnungen kraft gesetz-
licher Gewiihrung gelten, die fiir jene Lage vorgesehen sind. Unrichtig
GRrAv, 8. 19 ff, der de lege condita ein Ausnahmerecht leugnet. Vgl
fibrigens iiber den état de siege im franzdsischen Revolutionsrecht (vorziig-
lich) ScaMiTT-DOROTIC, S. 184.

8 Vgl. ScumMiTT-DOROTIC, a. a. O. S, 1X.
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zum integrierenden Bestandteil des Art. 68 erhoben mit der Mag-
gabe, daf auch die Abinderung des preufiischen Gesetzes selbst,
soweit diese Abinderung reichsrechtliche Bedeutung beinhaltete,
nur durch verfassungsinderndes Reichsgesetz moglich war. Doch
war damit nicht gesagt, daf der landesrechtliche Ausnahmezustand,
und das interessiert hier, beseitigt worden wire?’. LABAND, dem
sich die herrschende Meinung angeschlossen, hat in der I. Auf-
lage seines Deutschen Staatsrechts® die Auffassung vertreten,
Art. 68 lasse nach seiner Stellung im System — er steht im Ab-
schnitt ,Reichskriegswesen* — und im Hinblick darauf, dag der
dort geregelte Reichskriegszustand Ausfluf des kaiserlichen Ober-
befehls sei, fiir einen landesrechtlichen Ausnahmezustand keinen
Raum mehr. Es sei weiter ein Unding, anzunehmen, daf ein
lan desrechtlicher Ausnahmezustand Verinderungen von Reichs-
gésetzen, wie des Strafgesetzbuches, des Gerichtsverfassungsgesetzes, -
der StrafprozeBordnung, im Gefolge haben konne. Schon GEORG
MEYER ° hat in der Kritik des LABANDschen Werkes die Unrichtig-
keit dieser Betrachtungsweise darzutun versucht. In der Tat
schligt keiner der von ihm beigebrachten Gesichtspunkte durch.
Denn in jenem Abschnitt, der vom Reichskriegswesen handelt,
sind auch noch andere Normen enthalten, die nichts mit dem
kaiserlichen Oberbefehl zu tun haben, es fehlt weiter im Art. G8
des Wortchen ,nur“, das sich z. B. im Art. 65, wo von der An-
lage von Festungen die Rede ist, findet, und die Veréinderung von
Reichsgesetzen, auf die LABAND so viel Wert legt, beruht durch-
gehends auf besonderen reichsgesetzlichen Gewihrungen . Das
Entscheidende ist, und das haben schon i#ltere Autoren -wie THUDI-
CHUM, MoHL, RONNE, SEYDEL 1 festgestellt und wird selbst vomr

7 Zum folgenden StruPp, KZR. S. 5 ff

8 1II 1, 1880, S. 40 ff. , .

¢ Hirths Annalen des Deutschen Reichs fiir Gesetzgebung usw. 1880,
B. 847, 348. :

1 Vgl STrUPP, KZR. S. 7, 8.

11 Nachweisungen: STRUPP, KZR. 8. 5. ‘

Archiv des dffentlichen Rechts. N. F. 5. Heft 2. 13
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Anhingern der LABANDschen Theorie nicht bestritten!?, dag An-
ordnungen unter Ausnahmezustand sicherheitspolizeili-
cher Natur sind, die eben wegen dieser ihrer Natur zur Zustén-
digkeit .der Einzelstaaten gehoren. Rechtlich bedeutete daher
Art. 68 nur eine aus ZweckmiBigkeitsgrinden geschaffene Kom-
petenz-Union von Militdroberbefehl und Polizeigewalt in der Per-
son des Kaisers, die natiirlich fiir den Reic h s ausnahmezustand
absolut, unter Ausschluf des Landesrechtes, galt, im tibrigen
aber fiir einen besonderen Landesausnahmezustand doch Raum
gelassen hatte, so daB also, und damit stand die Praxis im Ein-
klang, bis zur Revolution neben dem reichsrechtlichen auch der
landesrechtliche Ausnahmezustand rechtlich moglich war und
dementsprechend geitbt wurde. : :

II. Es war eine der ersten Handlungen des Rates der Volks-
- beauftragten, den Belagerungszustand im Reiche '3 (aufer Bayern?t)
aufzaheben. DaB er sofort durch neue Anordnungen und zum
Teil in verschirfter Form wieder in Kraft gesetzt wurde!?,.lag
in den unruhbigen Revolutionszeitliufen begriindet. Thnen ent-
sprach es auch, wenn die verschiedenen Entwiirfe der neuen Reichs~
verfassung Vorschriften enthielten, die bei einer Gefihrdung oder
Storung der dffentlichen Sicherheit und Ordnung dem Reichsprisi-
denten diktatorische Gewalt verlictien 2. Ein Vorbehalt zugunsten
eines landesrechtlichen Ausnahmezustandes war in ihnen nicht

12 Vgl. etwa BROCKHAUS, Das deutsche Heer und die Kontingente der
Einzelstaaten, 1888, S. 71.

13 Aufruf des Rats der Volksbeauftragten an das Deutsche Volk vom
12. November 1918 (RGBL. Nr. 153) Ziff. 1: ,Der Belagerungszustand wird
aufgehoben.* (TRIEPEL, Quellensammlung zum deutschen Reichsstaatsrecht,
3. Aufl. 1922, 8. 1).

1* Dort erfolgte die Aufhebung (unter Fortgeltung einer Reihe von
Anordnungen) durch Verordnung des Gesamtministeriums vom 4. November
1919 (bayr. Staatsanzeiger Nr. 278 vom 16. November 1919).

18 Vgl. GMELIN, Handbuch der Politik, III. Aufl,, 1IL. Band, 1921, ,Der
Ausnahmezustand*, S, 158.

18 Vgl. TRIEPEL a. a. 0. 8. 9, 15 (§ 63), 24 (Art. 67), 31, 41 (Art. 49).
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enthalten. Erst in der Plenarsitzung der Nationalversammlung
vom 4. Juli 1919 wies der Berichterstatter Dr. von Delbriick
darauf hin, daB zu Art. 49, der den prisidentiellen Ausnahme-
zustand enthielt, noch eine Erweiterung notwendig sei, durch die
in Notfillen auch den Landesregierungen die Moaglichkeit offen
gelassen ‘werde, MaBnahmen des Belagerungszustandes zu ver-
hiingen,

III. Art. 48 nun, soweit er hier interessiert, lautet in seiner
endgiiltigen Fassung wie folgt: ,Der Reichsprisident kann, wenn
im Deutschen Reiche die offentliche Sicherheit und Ordnung er-
heblich gestort oder gefihrdet wird, die zur Wiederherstellung
der offentlichen Sicherheit und Ordnung nitigen MaBnahmen tref-
fen, erforderlichenfalls mit Hilfe der bewaffneten Macht ein-
schreiten. Zu diesem Zwecke darf er voriibergehend die in den
Art. 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 festgesetzten Grund-
rechte ganz oder zum Teil auBier Kraft setzen.

Von allen gemdft Abs. 1 oder Abs, 2 dieses Artikels ge-
troffenen Mafnahmen hat der Reichsprisident unverziiglich dem
Reichstag Kenntnis zu geben. Die Mafnahmen sind auf Ver-
langen des Reichstags auBer Kraft zu setzen.

Bei Gefahr im Verzuge kann die Landes-
regierung fiirihr Gebiet einstweilige MaGnah-
men der in Abs. 2 bezeichneten Art treffen. Die
MagBnahmen sind auf Verlangen des Reichspri-
sidenten oder des Reichstags auBer Kraft zu
setzen. )

Das Nihere bestimmt ein Reichsgesetz.“

B. Derlandesrechtliche Ausnahmezustand.

1. a) Bei den Beratungen im SchoBe der Nationalversamm-
lung ¥ und auch in der Literatur vereinzelt!® ist die Auffassung

17 Abg. KATZENSTEIN (5. VIL. 1919) (HEILFRON, Die deutsche National-
versammlung im Jahre 1919, Bd. V 8. 3238): ,. .. Landesregierung gewisser-

13*



— 188 —

vertreten worden, Art. 48 Abs. IV enthalte ein abgeleitetes Aus-
nahmerecht der Linder, abgeleitet in dem Sinne, daB es auf einer
Delegation des prisidentiellen Ausnahmezustandes beruhe. Diese
Auffassung ist nicht zutreffend. Die Diktatur der Landesregie-
rung nach Art. 48 IV ist genau so ein selbstindiges, origini-
res, von der priisidentiellen Diktatur des Absatzes II unabhingiges
und unmittelbar aus der Verfassung emanierendes
Recht der Landesregierungen wie das in Absatz II dem Reichs-
prisidenten verliehene. Mit Recht hat daher der Reichsjustiz-
minister Schiffer am 25. November 1919 in der National-
versammlung gelegentlich der Beratung einer Novelle zu einem
das Kriegszustandsrecht abindernden Gesetz von 1915 sich dahin
duBern konnen: ,In Zukunft wird es ja einen landesrecht-
lichen Belagerungszustand nicht geben und dieser
Zustand nur noch auf Reichsrecht begriindet werden konnen“'s,
Damit sollte zum Ausdruck gebracht werden, daf der Ausnahme-
zustand des Art. 48 IV gleichfalls ein reichsrechtlicher ist,
bei dem das Reich unter bestimmter Voraussetzung ein Eingreifen
der Landesregierungen gestattet. Die Richtigkeit dieser Auffas-
sung folgt nicht nur aus der Stellung des Art. 48 im System,
ndmlich im dritten Abschnitt der Reichsverfassung, die in Ab-
schnitt 2—4 von den Organen des Reiches handelt, sondern auch
daraus, daB nicht der Reichsregierung gemdf Art. 15 RV., son-
dern dem Reichspriisidenten und dem Reichstage die Kontrolle
der von einer Landesregierung angeordneten AusnahmemaBnahmen
zusteht 2. Es kommt hinzu, daB der Reichsprisident und selbst

mafien als Delegatarin des Reichspriisidenten ... .%, ferner Berichterstatter
Dr. v. DELBROCK (a. a. O. 8257): ,Die Befugnis der Landeszentralbe-
horden . . . . beruht nur auf einer Delegation der Befugnisse des Reichs-
prisidenten . . . .

8 Giesg, Die Reichsverfassung, 5. Aufl, 1923, S. 146 Nr. 9; ARNDT,
Reichsverfassung 1919, S. 87 Nr. 3.

1% HEILFRON a. a. O, VIII 460.

2> Derselben Ansicht GrAU, 142 f.
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der Reichstag die AuBerkraftsetzung der von der Landesregierung
getroffenen MaBnahmen nur verlangen, nicht aber selbst bewirken
kann. Der Reichstag hat also gegeniiber den Mafnahmen der
Landesregierung nur dieselbe Stellung wie gegeniiber den Mak-
nahmen des Reichspriisidenten. Selbst durch ein Reichsgesetz
kann er diese Mafnahmen nicht aufheben. Es ist undenkbar,
daf MaBnahmen von Landesorgane durch ein Reichsgesetz un-
abinderlich sind, wihrend selbst die Verfassung des Landes
durch jedes Reichsgesetz abgeiindert werden kann?. Aehnlich,
wie die Militirbefehlshaber im Hinblick auf die Aufnahme von
§ 4 des preuBischen Belagerungzustandsgesetzes von 1851 in
Art. 68 der alten Reichsverfassung bei ihrem Titigwerden unter
einem vom Kaiser verhiingten Ausnahmezustand als Reichsorgane
aufzufassen waren, deren Anordnungen aus §§ 4 und 9b auch gegen-
itber Reichsbehdrden und Reichsrecht durchdrangen, sind die
Landesregierungen, sofern sie unter Art. 48 IV dex
Reichsverfassung handeln, als von der Reichsverfassung
unmittelbar berufene Reichsorgane aufzufas-
sen, deren Anordnungen auch Reichsbehdrden
binden und zu Reichsrecht sichin Widerspruch
setzen kdnnen. Eben weil nun Anordnungen im Rahmen
von Art. 48 IV als reichsrechtliche anzusehen sind, ist eine Heran-
ziehung von Art. 13 der Reichsverfassung, also des Satzes: Reichs-
recht bricht Landrecht, wie eine dort vorgesehene Angehung des
Reichsgerichtes zur Feststellung, ob ein solcher Widerspruch vor-
liege, ebenso untunlich, wie eine Angehung des Staatsgerichtshofs
aus Art. 19 der Reichsverfassung *, der ja offentlichrechtliche
Streitigkeiten zwischen Reich und L#ndern zum Gegenstand hat.

b) Ist durch Art. 48 der landesrechtliche Ausnahmezustand
fir die Zukunft, genauer, mit Inkraftreten der Reichsverfassung,
als beseitigt anzusehen? und weiter: Ist das Landesrecht gehin-

21 GrAv, 143,
22 GRrAU, 143, 144.
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dert, neue Vorschriften iiber' den Ausnahmezustand zu erlassen?
Was zuniichst die erste der beiden Fragen anlangt, so ist ein
landesrechtlicher Ausnahmezustand, soweit er bei Inkraftreten der
Reichsverfassung bestand, durech Art. 178 III der Reichsverfassung
ausdriicklich aufrechterhalten 2. Zweifelhaft kann aber sein, ob
ein abstraktes Landesbelagerungszustands gesetz, also nicht ein
konkreter Belagerungs zustand, noch Giiltigkeit besitzt. Diese,
wie die zweite Frage hiingen von der Vorfrage ab, ob Art. 48 I[—1IV
kodifikatorische Natur zuerkannt werden muf, anders ausgedriickt,
ob die Materie des Ausnahmezustandes dort ,erschopfend“ geregelt
ist, ob.er mehr als Richtschnur und Schranke fiir den Gesetz-
geber ist. Denn Abs. 5 lautet ja: ,Das Nihere bestimmt ein
Reichsgesetz.“ Die Fassung ist eine wesentlich andere wie die
in Art. 68 der alten Reichsverfassung. Hat man dort provisorisch
ein fremdes Gesetz in Bausch und Bogen in den Text eingefiigt,
80 hat man hier die Voraussetzungen zur Verhingung eines Aus-
nahmezustandes geregelt und im tbrigen dem Reichsprisidenten
eine grofe, wenn auch alsbald wieder eingeschriinkte Blankett-
vollmacht erteilt, eine Blankettvollmacht, die aber nicht im Sinne
einer unvollstindigen Angabe der Befugnisse des Diktators und
der Wirkungen eines verhiingten Ausnahmezustandes zu werten
ist, sondern die, weil sie so allgemein gefait ist, doch
keineswegs schon deshalb als nicht erschopfend angesehen
werden kann. ,Das Nihere bestimmt ein Reichsgesetz“ heifit
nur, daf die Nationalversammlung dem ordentlichen Gesetzgeber
die Befugnis verlichen hat, detailliertere, prizisere
Bestimmungen zu erlassen, die unter Umstéinden eine Einschrin-
kung der Befugnisse des Diktators enthalten werden, bis zu deren
Erlaf er aber zu Mainahmen umfassendster Art berechtigt
ist. Diese unsere Auffassung gipfelt in dem Ergebnis, das der Auf-

# . Anordnungen der Beh¢rden, die auf Grund bisheriger Gesetze in
rechtsgiiltiger Weise getroffen waren, behalten ihre Giiltigkeit bis zur Auf-
hebung im Wege anderweiter Anordnung oder Gesetzgebung.®
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fassung der Nationalversammlung *, der Reichsregierung ?® und des
Reichsgerichts 2° konform'ist und die die kodifikatorische Natur des
Art. 48 II bzw. IV bejaht 2. Ist das aber richtig, so ergibt sich
eben aus dieser Natur eine, wie es ANSCHUTZ in anderem Zu-
sammenhange ausdriickt?$, Aufhebung nach riickwirts und Sper-
rung nach vorwirts. Aufhebung nach riickwérts in dem Sinne,
daB die die gleiche Materie regelnden Gesetze, also die bei Inkraft-
treten der Reichsverfassung bestehenden Landesausnahme-
gesetze, soweitnicht Art, 178 IIl Platzgreift, un-
giiltig wurden, Sperrung nach vorwiirts, insofern als ein die gleiche
MaterieregelndesLandesrechtunstatthaft und
ungitltig ist. Wenn Art. 9 der Reichsverfassung die Be-
darfsgesetzgebung des Reiches zum Schutze der 6ffentlichen Ord-
nung und Sicherheit statuiert und Art. 12 bestimmt, daf die Lan-
der das Gesetzgebungsrecht behalten, solange das Reich nicht
dieses an sich gezogen hat, so folgt daraus, da u. E.s Art. 48
II-IV als ein Fall — in der Verfassung selbst — ausgetibter
Bedarfsgesetzgebung aufgefaBit werden muff, daf-hier fiir- die
landesrechtliche Gesetzgebung kein Raum mehr
bleibt, ein landesrechtlicher Ausnahmezustand
alsc unmoéglich ist®». Damitist zugleich auch

2 Vgl, Abg. Grat Domna 5. VIL 1919, HeiLFroN V 3262; vor allem
aber die Feststellung des Berichterstatters Dr. v. DELBRUCK (a. a 0. 3256):
»Solange . . . . ein Reichsgesetz nicht ergangen ist, ist diese Befugnis des
Reichspriisidenten eine unbeschrinkte.“

2% Vgl. das vom Reichskanzler unter dem 5. X. 1919 der Nationalver-
sammlung vorgelegte Gutachten des Reichsjustizministers (Beilage zur
Drucksache 1097 der Nationalversammlung).

38 RG. in Strafs. Bd. 55, S. 115 ff.; vgl. auch bayr. OBLG. 2. VIIL 22,
abgedruckt bayr. Staatsanzeiger 4, VIIL. 22 Nr. 179,

27 GRAU, 27; GIESE, S. 146 Nr. 10. a. A. ARNDT, 87 Nr. 3; ANSCHUTZ,
Die Verfassung des Deuischen Reiches, 1921, 108 Nr. 2.

2% A. a. O. 46,

29 Jede landesrechtliche Mdglichkeit verneint GRAU 31; vgl. auch die
Ausfithrungen des Berichterstatters der preuBischen Landesversammlung
(s. dazu STIER-SOMLO, Kommentar zur Verfassung des Freistaats Preufien
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ausgesprochen, daf alle diejenigen landesrecht-
lichen Vorschriften, die ein Ausnahmerecht der
Linder enthalten wiirden, unzulissig sind. Eine
Losung, die insofern durchaus befriedigend erscheint, als die Reichs-
verfassung selbst die Diktatur in die Hand genommen und zu deren
Erginzung in Gefahrfillen durch die Schaffung des Abs. 4 geniigende
MaBnahmen vorgesehen hat. Wenn und soweit aber Landesrecht
nur MaBnahmen vorsieht, die zwar eine Sicherheitsgefihrdung,
aber nicht eigentlich einen Ausnahmezustand im Auge haben, steht
ihrer Giltigkeit nichts im Wege. Beispielsweise bestimmt Art. 55
der preuBischen Verfassung3’: ,Wenn die Aufrechterhaltung der
offentlichen Sicherheit oder die Beseitigung eines ungewdhnlichen
Notstandes es dringend erfordert, kann, sofern der Landtag nicht
versammelt ist, das Staatsministerium in Uebereinstimmung mit
dem in Art. 26 vorgesehenen stindigen Ausschusse Verordnungen,
die .der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit Gesetzeskraft erlassen.
Diese Verordnungen sind dem Landtage bei seinem nichsten Zu-
sammentritte zur Genehmigung vorzulegen. Wird die Genehmigung
versagt, so ist die Verordnung durch Bekanntmachung in der
Gesetzsammlung alsbald auBer Kraft zu setzen.®

Will man das Verhiltnis des Art. 55 pr. Verf. zu Art. 48 RV,
1921, 8. 186). Fiir Zuldssigkeit des Landesrechts FREUND, Die Verfassung
des Freistaats Preufien, 1921, S. 110. Wenn dieser Autor mit dem Ver-
fassungsausschuf (Sten. Ber. 166) fiir die Zulissigkeit einer Mafregel aus
Art. 55 pr. V. und Art. 48 RV. geltend macht, daB sonst die Linder im
Falle der Gefihrdung der oOffentlichen Sicherheit nicht befugt seien,”im
Wege der ordentlichen Gesetzgebung titig zu werden, an deren Stelle das
Notverordnungsrecht trete, so {ibersieht er, daf zwar die Polizeihoheit
prinzipiell intakt bleibt, dak aber und nur das steht hier zur Diskussion,
die Landesregierung, wenn sie den Ausnahmezustand verhingen will,
das nur nach Art. 48 IV kann. Vgl auch Giese pr. Verf, 1921,

8. 137, der aber — u. Es. zu Unrecht — die kodifikatorische Natur des
Art. 48 RV. leugnet.
8% Vgl. auch wiirtt. Verf. (25. IX. 1919) Art. 46; bad. Verf. (21. IIL

1919, § 56; bayr. Verf. (14. VIIL 1919) § 64; sichs. Verf. (1. XL 1920)
Art; 40,
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richtig wiirdigen, so erscheint eine Betrachtung verschiedener
moglicher Fille am Platze. Zunichst ist es moglich, daB die
Voraussetzungen des Art. 55 pr. V. gegeben sind, objektiv betrach-
tet, auch die des Art. 48 RV. vorliegen, der Reichspriisident aber
die ihm erlaubten MaBnahmen nicht vornehmen will. Hier.
ist im Rahmen ihrer Polizeihoheit die Landesregierung nicht ge-
hindert, gesetzgeberisch vorzugehen. Soweit sie das aber kann
und fiir solche Fille steht Art. 55 nichts im Wege, wird ledig-
lich die Form der Gesetzgebung durch die der Verordnung ersetzt.
Greift der Reichsprisident gemifi Art. 48 RV. ein, so kann —
das ist Sache der konkreten Mafinahme — ihr Gesetzgebungs-
recht in concreto gesperrt sein. Das gleiche gilt dann fiir das
nur formell verschiedene Notverordnungsrecht. Aber auch so-
weit die Landesregierung nach Art. 48 RV. als Reichsorgan titig
werden kann, mufi Entsprechendes gelten. Es ist nicht recht
abzusehen, warum die preufiische Landesregierung nicht befugt
gein sollte, ohne von dem schweren Geschiitz des Art. 48 der
Reichsverfassung Gebrauch zu machen, von dem sie Gebrauch
machen kann, nicht mu B, eine Verordnung nach Art. 55 der
preuBiischen Verfassung zu erlassen in einer Frage, in der sie sich
vielleicht nur ungern dazu entschlieBen wiirde, Art. 48 RV. anzuwen-
den. Hier handelt sie als Landesorgan, so dag sie also zu reichsrecht-
lichen Normen sich nicht in Widerspruch setzen darf, wihrend
ihr dies allerdings im Rahmen ihrer Befugnisse aus Art. 48 IV
RV. gestattet ist. Unzuldssig sind demgemif landesgesetzliche
Vorschriften, wie z. B. in § 64 der bayr. VU. %, wenn dort ganz
allgemein von der Befugnis zur AuBerkraftsetzung der verfassungs-
mibigen Grundrechte gesprochen wird. Und ich betrachte es
auch als eine unzulissige Einschrinkung des Ermessens der Lan-
desregierung gemif Art. 48 RV., wenn § 64 bestimmt, da das

31 Prory, Die Verfassungsurkunde des Freistaats Bayern, 1919,
S. 151, insoweit zu Unrecht, als er § 64 bayr. VU. mit Art. 48 IV ganz
allgemein in Einklang stehend ansieht.
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Gesamtministerium bei drohender Gefahr die MaBnahmen zu er-
greifen hat, also muB, welche die Ruhe und Ordnung im Innern
sichern odér gegeniiber dér Gefahr eines Angriffes von aufien un-
mittelbar erforderlich sind. Gerade diese Norm iibrigens zeigt
mit ‘Deutlichkeit — von der soeben kritisierten P f1ich t statuie-
rung abgesehen —, daf ein besonderer, echter landesrecht-
licher Ausnahmezustand wegen Art. 48 IV nichs ande-
res als eine Tautologie wire, fiir deren Anerkennung jede Ver-
anlassung fehlt.

I. Die Voraussetzungen des landesrechtlichen Belagerungs-
zustandes.

a) Diespeziellen Voraussetzungen.

Art. 48 IV fiigt den alsbald zu besprechenden Voraussetzungen
der prisidentiellen Diktatur noch zwei spezifisch landesrechtliche
hinzu: Gefahr im Verzug undProvisorietdat. Ergibt
sich aus dem Begriff der ersteren, daf die landesrechtliche
Diktatur subsidiire Natur hat, d. h. nur eingreift, wenn ein War-
ten auf Handeln des Reichsprisidenten mit unmittelbarer Gefihr-
dung des Zweckes des Ausnahmezustandes verbunden wire, so
liegt in der Einstweiligkeit der Maknahme ihr provisorischer
Charakter enthalten. Ordnet also der Reichspriisident seinerseits
den Ausnahmezustand an, so wird damit der landesrechtliche ohne
weéiteres hinfillig 3'*, eine noch nicht beachtete Unterscheidung
gegeniiber dem anderen Fall, wo der Reichsprisident oder der Reichs-
tag die AuBerkraftsetzung der landesrechtlichen Diktatur v er-
Iangen kann.

b) Die allgemeinen Voraussetzungen,

Wenn Art. 48 IV bestimmt, daf bei Gefahr im Verzug die
- Landesregierung fiir ihr Gebiet einstweilige Mafinahmen, der in

31» Richtige Ansitze, aber fiir den konkreten Fall verkehrt LoBE, Die
Gesetzgebung usw. zum Schutze der Republik, 1922, S. 9.
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Absatz Il bezeichneten Art treffen kann, so erfahrt
diese Normierung ihre selbstverstindliche Ergiéinzung durch Abs. II,
wonach eine erhebliche Storung oder Gefihrdung der offentlichen
Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. Nur wenn sowohl die
offentliche Sicherheit wie die offentliche Ordnung kumuliert 32 in
einem erheblichen Mage ** gestort oder gefihrdet ist, woriiber die
Landesregierung nach freiem, aber pflichtmifigem Ermessen zu ent-
scheiden hat, darf sie von der ihr erteilten, mit der des Reichs-
prisidenten inhaltlich identischen Blankettvollmacht repressiv ®der
praventiv 32° Gebrauch machen. Dabei umfagt die 6ffentliche Sicher-
heit einmal die militirische und pelizeiliche Sicherheit, sodann aber
ganz allgemein die Sicherung des Publikums vor Gefahren und Beun-
ruhigungen jeder Art wobei auch die Zeit, in der das Verbot ergeht,
zu beriicksichtigen ist *3.  Mit Recht hebt GRAU 3* hervor, daf der
Reichsprisident Diktaturmafnahmen im Hinblick auf den Schutz
einer politischen Personlichkeit treffen konne, die im 6ffentlichen
Leben stehe und dessen Totung (man denke an Erzberger, Rathe-
nau) eine Erschiitterung der oOffentlichen Sicherheit voraussehen
lasse, nicht aber, wenn jene aufgehort habe, eine politische Rolle
im Leben zu spielen.

c¢) Der Landesregierung sind auBer den erwihnten noch die
weiteren Schranken gezogen, daf sie keine extraterritorialen Mag-
nahmen, d. h. keine solche, die iiber ihr Gebiet hinausreichen,
treffen darf und sie ist weiter zeitlich durch den erwihnten
Grundsatz der Provisoritit und mittelbar durch die auch in der
Fassung ,notigen Mafinahmen“ liegenden zeitlichen MaB&nahmen
beschriinkt. Denn diese miissen aufgehoben werden, sobald sie
eben nicht mehr nétig sind.

82 So richtig GRAU 32. DaB keine Alternative gemeint war, ergeben
die Verhandlungen im Schofe der Nationalversammlung (Sitzung vom 5. VIL
1919). Vgl. HEILFRON a. a. O. V 3240 ff,

522 Vgl, GIESE a. a. O. S. 144 Nr. 4.

32b GIESE a. a. O.

33 RG.Strafs. 49, S. 91.
34 A. a, 0. 8. 35.
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11. Die Befugnisse der Landesregierungen aus Art. 48.
a) Die Blankettvollmacht.

Art. 48 IV in Verbindung mit II verleihen der Landesregie-
rung die Befugnis, die zu der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
ndtigen Mabnahmen zu ergreifen, erforderlichenfalls mit der
bewaffneten Macht einzuschreiten ®*. Damit ist ihr eine Macht
verliehen, die weit tiber die durch die §§ 4 und 9b des preusi-
schen Belagefungszustandsgesetzes dem Militirbefehlshaber ein-
gerfiumte hinausreicht 3%, Alle MaBnahmen, die der Zweckbe-
stimmung: Aufrechterhaltung und Wiederherstellung der offent-
lichen Sicherheit und Ordnung dienen, sind durch diese von Real-
politik erfiillte Norm % fiir zuliissig erklart, also staatliche Hand-
lungen jeder Art, Rechts- wie Verwaltungsverordnungen®® mit
Ausnahme des richterlichen Urteils, wobei R eich s gesetze, wie
Reichsverordnungen keine Schranke fiir den Diktator bilden,
dieser also nicht nur praeter, sondern sogar contra legem titig
werden kann3%. Es wiirde selbst Eingriffen in die Reichs-

35 Die Verfiigungsbefugnis der Landesregierung iber die Wehrmacht
folgt aus § 17 des Wehrgesetzes: ,Im Falle offentlicher Notstiinde oder
einer Bedrohung der offentlichen Ordnung hat die Wehrmacht auf An-
fordern der Landesregierungen und der von diesen bestimmten Behdrde
Hilfe zu leisten.*

3 Vgl. dazu StrUuPP KZR. S. 45ff, 91 ff.: PurscHEL, Das Gesetz
fiber den Belagerungszustand, 1916, S. 57 ff., 159 ff.

37 Richtig ScamirT-DoroTIC S. 179 (allgemein): ,Ebenso wie bei der
Notwehr, wenn die Voraussetzung, niimlich ein gegenwiirtiger rechtswidriger
Angriff, gegeben ist, alles geschehen darf, was zur Abwehr des Angriffes
erforderlich ist, und keine inhaltliche Angabe dariiber, was geschehen darf,
in der rechtlichen Regelung liegt, weil diese nicht tatbestandsmifig um-
schreibt, sondern nur einen Hinweis an das, was zur Abwehr erforder-
lich ist, enthdlt, so tritt auch, wenn jene Voraussetzungen der Aktion
des Ernstfalls einmal eingetreten sind, die nach Lage der Dinge erforder-
liche Aktion ein.*

38 So auch RG.Strafs. 56 S. 162 ff.

3% Richtig Reichsjustizminister SCHIFFER in der Sitzung der National-
versammlung vom 3. I1I. 1920 (HEILFRON IX 165): ,Irgendeine Einschrin-
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verfassung nichis im Wege stehen, die der Diktator fir
n6tig hilt, wenn nicht die Immunitit der Verfassung sich dar-
aus ergeben wiirde, daf alsbald einige Normen der Verfassung als
ganz oder teilweise suspendierbar bezeichnet wiirden. Ausdieser
Suspendierbarkeit einiger folgt die Unverletz-
lichkeit aller tibrigen Verfassungsbestim-
mungen‘® per argumentum e contrario. Dabei ver-
steht sich von selbst, daB auch solche Normen, die die Ver-
f assun g abiindern, unangreifbar sind, withrend Gesetze, die zwar
in Form eines verfassungsiindernden Reichsgesetzes ergangen sind,
ohne aber selber damit zum Bestandteil der Verfassung zu wer-
den, sehr wohl aufier Kurs gesetzt werden konnen4'. Wenn also
das Gesetz zum Schutz der Republik vom 21, Juli 192242 als
verfassungsiinderndes ergangen ist, so war doch die bay-
rische Regierung durch die Unantastbarkeit
der Reichsverfassung nicht gehindert, es unter
Berufung auf Art. 48 IV der Reichsverfassung
zum Teil durch andere Vorschriften zu ersetzen.
Von der soeben gemachten Einschrinkung zugunsten der Reichs-
verfassung abgesehen, darf aber die Landesregierung nach freiem
pflichtméBigem Ermessen alle *® von ihr fir notig gehaltenen
kung beziiglich dieser MaBnahmen ist nicht vorgesehen. Es konnen nur

nicht Mafnahmen in Frage kommen, die die Verfassung selbst be-
treffen.«

40 Nicht nur der Grundrechte! Vgl. Grav 52 ff.

41 Dieser Unterschied wird erstaunlicherweise verkannt! Unrichtig
daher GRAU 581, wenn er die grundrechtlichen Sicherungen der Minorititen
nach Art. 65, 73 des mit verfassungsiindernder Mehrheit in Landesrecht
umgegossenen Vertrags mit Polen iiber Oberschlesien vom 15. V. 1922
(Text: STrUPP, documents pour servir & I'histoire du droit des gens, Bd. IV,
1923 8.) als dem Eingriffe der Diktatur nach Art. 48 entgegen ansieht. Das
sind sie nicht. Wohl aber kann ihre Suspension ein vlkerrechtliches
Delikt beinhalten, sofern nicht echter vdlkerrechtlicher Notstand vorliegt.
Vgl. dazu m ein vdlkerrechtliches Delikt, 1920.

4t RGBL I 8. 585.

43 Richtig RG.Strafs. 56, S. 161, 165; bayr. Ob.L.G. 4. VIL 1921 Rev.
Sen. II Nr. 152/1921 und die Begriindung zur bayrischen Schutzverordnung
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MaBnahmen anordnen. Das gilt, abgesehen von der im Gesetz
selbst vorgesehenen Heranziehung der bewaffneten Macht, die
allerdings nach Entstehungsgeschichte der Vorschrift und ihrer
Stellung nach der Blankettnorm nur als ultima ratio gedacht
ist#, beispielsweise von der Verleihung auBerordentlicher
Vollmachten an besondere Staatskommissare 5, der Scharfung des
Strafrechtes 46, dem ErlaB von Verboten, wie sie unter dem alten
Recht dem Militirbefehlshaber nach Art. 9b des preuBischen
Belagerungszustandsgesetzes (Art. 4 des bayrischen Kriegszustands-
gesetzes von 1912) zustanden, das gilt insbesondere von der Ein-
setzung auBerordentlicher Krieésgerichte. Zu Unrecht ist die
Befugnis zu_ deren Schaffung*’ unter Hinweis auf Art. 105
der Reichsverfassung geleugnet worden®. Denn wenn dort
Ausnahmegerichte als unstatthaft erklirt werden, so wird zu-
gleich ausdriicklich die frithere Bestimmung des § 16 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes wiederholt : ,die gesetzlichen Bestimmun-
gen iiber Kriegsgerichte und Standgerichte werden nicht beriihrt.
Das heifit aber nichts anderes, als daB wenn und soweit gesetz-
liche Bestimmungen iiber Kriegsgerichte und Standgerichte
bestehen, solche durch Art. lQ“ in ihrer Wirksamkeit nicht be~

vom 24. VII. 1922, bayr. Staatsanzeiger 1922 Nr. 169a sowie Oberstes
Landesgericht, Beschluf vom 2. VIIL. 1922 Rep.-Beschwerde Reg. Nr. 1/1922
in bayr. Staatszeitung Nr. 179 vom 4. VIIL. 1922.

44 Vgl. Rede des Abg. Dr. BEYERLE in der Nationalversammlung
(5. VIL 1919) bei HEILFRON V S. 3238. i

45 Vgl. etwa die bayr. VO. vom 4. IX. 1919 (bayr. Staatszeitung Nr. 278
vom 16. XI.1919) sub. B, durch die besondere Beauftragte mit dem Rechte
zum Erlasse von Anordnungen zur Erhaltung der offentlichen Ordnung be-
stellt wurden.

4 Vgl. etwa die auf Grund des Art. 48 IV ergangenen VO. des bayr.
Gesamtministeriums vom 31. X. 1920 (Ges.- u. VO.-Blatt Nr. 63) zur Unter-
driickung vom Schleichhandel und Preistreiberei sowie GIESE S. 145.

47 Z. B. von GrAU 8. 125 ff.

8 Thre Zuliissigkeit nimmt auch (ohne Begriindung) HATSCHEK, Deut+
sches und preuBisches Staatsrecht, I, 1922, 8. 547 an. Richtig GIESE 145
(mit Beispielen).
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troffen werden?®. Wo dies nicht der Fall (und es ist zu beach-
ten, daB das preuBische Belagerungszustandsgesetz nach Wegfall
des Art. 68 der alten Reichsverfassung gemdf Art. 1781 der
neuen nur noch in territorialer Beschrinkung auf PreuBen gilt),
ist der Reichsdiktator, da seine Anordnungen niemals Gesetze im
formellen Sinne sind, die allein Art. 105 im Auge haben kann 5,
nicht in der Lage, auBerordentliche Kriegsgerichte einzusetzen %
sofern diese itberhaupt Ausnahmegerichte sind. Das aber leugne
ich. In ibnen erblicke ich vielmehr reichsgesetzlich, d. h. kraft
des Art. 48 RYV., bestellte®® besondere Gerichte im Sinne des
§ 13 GVG.58,

Aus dem bisher tiber die nahezu Grenzenlosigkeit des Begriffs
der notwendigen Mafnahmen Gesagten folgt auch, daf die bay-
rische Verordnung vom 24. Juli 19225 durchaus einwandfrei
einige Vorschriften des verfassungsindernden Reichsgesetzes zumi
Schutze der Republik vom 21. Juni 1922 durch andere Vorschrif-
ten ersetzt hat, da nach der allein in Betracht kommenden An-
sicht der bayrischen Regierung die Anwendung des Gesetzes eine
erhebliche Gefihrdung der offentlichen Sicherheit und Ordnung

4 Es heift den Worten Zwang antun, wenn RG.Strafs. 56 S. 164 und
ihm folgend, GRAU 126, daraus, daB nicht von den ,bisherigen, sondern
nur von den ,gesetzlichen® Bestimmungen die Rede ist und daf die gesetz-
lichen Bestimmungen nicht unberiihrt ,bleiben“, sondern nicht beriihrt
.werden“, folgern, daB hier nur an die Zukunft gedacht sei. Auf das
Gegenteil weist, wenn man schon Wortmterpxetatlon treiben will, gerade
der bestimmte Artikel ,die“ hin.

% Insoweit unrichtig RG.Strafs. 56 S. 164 ff., das die Emsetzung durch
Rechtsverordnungen mit Gesetzeskraft fiir zuliissig hilt.

5t Diese Feststellung wird in der Literatur meist iibersehen. Vgl. etwa.
ANSCHUTZ a. a. 0. 177 Nr. 8, aber GrAU 127, 130.

52 Vgl. fiir das alte Recht PURSCHEL a. a. 0. 248.

5 Fiir die Befugnis des Diktators zur Einsetzung ao. Kriegsgerichte
Abg. Dr.-Graf DonNA in der Nationalversammlung 5. VIL 1919 (HEILFBON
V 3262).

54 Bayr. Staatsanzeiger Nr. 169a vom 24. VII. 1922.
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in Bayern zum Gefolge gehabt hitte®. Mag es auch — aber
das ist Politik — fiir den ersten Augenblick schwer verstindlich
erscheinen, daB hier ein Reichsgesetz, das eben erst erlassen wor-
den war, Abinderungen unter Berufung auf Art. 48 IV erfuhr,
so wird doch dabei iibersehen, daf wohl nur die zeitliche Un-
mittelbarkeit der bayrischen MaGnahmen diese als eigenartig er-
scheinen lassen konnte. Objektiv betrachtet war der in Art. 481V
vorausgesetzte Zustand nach Ansicht der bayrischen Staatsregie-
rung erfilllt, womit ihre MaBnahmen als berechtigt anzusehen
waren %,

b) Die suspendierbaren Grundrechte.

Das preubische Landrecht bestimmt in IL. 17. 10: ,Die
notigen Anstalten zur Erhaltung der 6ffentlichen Rube, Sicherheit
und Ordnung und zur Abwendung der dem Publico oder einzelnen
Mitgliedern desselben drohenden Gefahren zu treffen, ist das Amt
der Polizei.* Der hier liegende generelle Vorbehalt des Gesetzes,
die Befugnis der Polizei auf Grund eben von ALR. IL 17. 10 in
die individuelle Rechtssphire einzugreifen, muf als landesrechtliche
Norm ebenso wie entsprechende andere landesrechtliche Vorschrif-
ten, die der Polizei konforme Befugnisse verleihen, vor Reichs-
gesetzen, die zu keinen besonderen Eingriffen specialiter
ermichtigen, haltmachen. Der Diktator ist in dieser Beziehung
freier gestellt und hierin liegt die andere Bedeutung der Auf-
zdhlung von Grundrechten in Art. 48 in Austibung seiner sicher-
heitspolizeilichen MaBnahmen. Die Suspendierung der dort auf-

55 Vgl. die an anderem Orte der Verordnung beigegebene richtige
Begriindung.

56 8. auch — mit anderer Argumentation (diese z. T. unrichtig)
GrAU 144. Nicht beizustimmen vermdgen wir PiLory, ,Der Streit zwischen
Bayern und dem Reich iiber die Republikschutzgesetze und seine-L&sung®,
Archiv d. dffentl. Rechts, Bd. 43 (1922) S. 846, der auch nicht die Reichs-
verfassung selbst &ndernde Reichsgesetze als den DiktaturmaBuahmen ent-
gegen ansieht, S. dazu meine Ausfilhrungen oben.
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gezihlten Vorschriften ist kraft der als Vorbehalt des
Gesetzes zu wertenden Aufzihlung ebenso als Mittel
zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der &ffentlichen
Sicherheit und Ordnung anzusehen, wie sonstige in der Blankett-
vollmacht generell enthaltene. Dienen die Mittel, die er zur An-
wendung bringt, vielfach unmittelbar dem Zwecke des Aus-
nahmezustandes, so ist diese Suspensionsbefugnis von Grundrechten
nur geschaffen, um voriibergehend einen rechtsleeren Ralim zu
schaffen und auf diesem durch Verordnungen vorzugehen. Wenn,
aber auch stets nur wenn ein Grundrecht von der Diktatur kraft
der ihr in Art. 48 verlichenen Befugnis suspendiert ist, ist fiir
sie, solange es notwendig ist, dieses Grundrecht. nicht vorhanden.
Sie kann also beispielsweise entgegen Art. 114 Verhaftungen vor-
nehmen lassen, wobei die Vorschrift des Abs. 2 von Art. 114:
» Bine Beeintrichtigung oder Einziehung der persionlichen Frei-
heit durch die Offentliche Gewalt ist nur auf Grund von Gesetzen
zuldissig®, um dessentwillen mit dem dort enthaltenen Vorbehalt
des Gesetzes nicht interessiert, weil eben der Art. 114 wegen sei-
ner Suspension rechtlich zeitweilig nicht vorhanden ist, womit die
aufgeworfene Frage, ob Diktaturverordnungen Gesetze im Sinne
des Gesetzvorbehaltes seien, sich erledigt, das um so mehr, als
jedenfalls eine Freiheitsentziehung entgegen Art. 115 mittelbar
allerdings auf Grund eines Gesetzes, nimlich auf Grund des
Art. 48 II—IV der Reichsverfassung, erfolgen wiirde.

¢) Im einzelnen sind nun folgende Grund-
rechte suspendierbar:

aa) das Grundrecht der persdnlichen Freiheit, Art. 114;

bb) das Grundrecht der Sicherung der Wohnung, Art. 115;

cc) das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheim-
nis, Art. 117;

dd) die Freiheit der MeinungsiuBerung, Art. 118;

ee) die Vereins- und Versammlungsfreiheit, Art. 123, 124;

ff) und das bedeutsame Grundrecht des Eigentums, Art. 153.

Archiv des dffentlichen Rechts. N. F. 5. Heft 2. 14
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Dabei darf zur Illustration der weitgehenden Suspensionsbefugnis
der Diktaturbehorde darauf hingewiesen werden, daf nach dem
viel verschrieenen bisherigen Recht Eingriffe in das Eigentum
unter dem Ausnahmezustand nicht als zuldssig erkannt waren.

II1. Der Triiger (das Subjekt) des Landesausnahmezustandes.
Die Form bei Verhingung desselben, Rechtsmittel.

a) Triger oder Subjekt der Landesdiktatur
ist die Landesregierung und nur diese. Das schlieBt selbst-
verstindlich nicht aus, daB die Diktaturbehorde zur Durchfiih-
rung (aber nicht zur Verhédngung)®) des Ausnahme-
zustandes bestehende Behorden benutzen oder, hilt sie es fiir
,notig* im Sinne der MaBnahmen, von denen Art. 48 II spricht,
auch neue Behorden ad hoc einsetzen darf. Eine Folgeleistungs-

57 Richtig RG.Strafs. (Vereinigter IL/III. Strafsenat) Bd. 56 S. 164:
»Bei der weitgehenden Machtbefugnis des Reichspriisidenten nach Art. 48 II
wird eine allgemeine Uebertragung dieses Rechtes auf andere Stellen der
Reichsverwaltung nicht zulissig sein, da der Art. 48, anders als der Art. 46,
eine Ausiibung solcher Befugnis durch andere Dienststellen nicht kennt.
Der Reichspriisident wird vielmehr selbst dartiber zu bestimmen
haben, oberauBerordentliche MaBnahmen zur Wiederher-
stellung der offentlichen Sicherheit und Ordnung fiir erforderlich
hilt und die Art und Richtung seiner MaBnahmen selbst bezeichnen
miissen. Andererseits bringt es die Naturder Sache mit
sich, daf erdie Durchfiihrung seiner Mafnahmen viel-
fach anderen Behdrden tiberlassenmufs. Esgeniigt, daBb
er die Mafnahmen selbst nur ihrerallgemeinen Rich-
tung nach kundgibt und anderen Stellen dann die
weitere Ausgestaltung iibertrigt. So ist bei der Er-
lagssung der Verordnung vom 30. Mai 1920 verfahren wor-
den. Der Reichsprisident hat zu erkennen gegeben,
daf er zur Wiederherstellung der 6ffentlichenOrdnung
und Sicherheit eine Strafandrohung gegen gewisse
Handlungen und die Aburteilung solcher Straftaten
durch auBerordentlicheGerichte fiir erforderlich hiilt,
und hat dann den Reichswehrminister ermiéchtigt, der-
artige Gerichte einzusetzen undihre Zusammensetzung
und Titigkeit zuregeln Dasist nicht zu beanstanden!*
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pflicht bestehender Behorden, so wie sie z. B. in Art. 4 des
preubischen Belagerungszustandsgesetzes ausgesprochen war, folgt
nicht ohne weiteres aus der Einsetzung der Diktatur als solcher,
sie muf vielmehr in irgendeiner Form auf Grund der Blankett-
norm in die Erscheinung treten.

b) Wihrend die #lteren Gesetze, also insbesondere das preu-
Bische und bayrische Ausnahmegesetz, iiber Form der Verhingung
des Ausnahmezustandes besondere Vorschriften enthielten, fehlen
solche in Art. 48. Gleichwohl tritt auch nach dem heutigen
Recht der Ausnahmezustand niemals ipso iure, wie im franzosi-
schen Ausnahmerecht der Revolutionszeit, ein®. Das ergibt sich
schon daraus, daf seine Verhingung eine Befugnis der Diktatur-
behorde ist, die ihn verhingen kann: Auch heute bedarf es
eines bestimmten Formalaktes. Man wird verlangen miissen, dag,
soweit die Verordnungen oder Verfiigungen auf Grund des Art. 48 IV
erlassen werden, sie die Unterschrift samtlicher Minister
tragen, da Art. 48 von der Landesregierung spricht, als solche
aber nach der Struktur der einzelstaatlichen Verfassung das Ge-
samtministerium anzusehen ist. Auch soweit von Unterorganen
der Landesregierung als Dikturbehdrde Anordnungen ergehen, muf
die jenen verliechene Befugnis aus einem entsprechenden Hinweis
in der Verordnung oder Verfiigung sich ergeben %°.

¢) Eine MaBnahme der Diktaturbehirde als solcher, also eine
Magnahme, die sich nicht als Verwaltungshandlung einer Verwal-
tungsbehdrde auf Grund einer Anweisung des Diktators, sondern
die sich als Handlung der Diktaturbehtrde darstellt, ist mit kei-
nem Rechtsmittel anfechtbar ®. Eine ganz andere Frage ist es,
ob nicht MaBnahmen der Diktaturbehdrde von Gerichten in be-
stimmtem Umfang nachgepriift werden konnen. Das fithrt zur

58 Vgl. ScamirT-DoroTIC, S. 184.
5 Vgl. die wiederholt zitierte bayr. VO. vom 4. XIL. 1919.
60 Grav, 150 ff.

14 %
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IV. Kontrolle der Diktatur.

a) Ein unmittelbarer Rechtsmittelweg gegen die Diktaturbe-
horde ist in der Reichsverfassung nicht vorgesehen. Ob und wie
weit jene eine solche gegeniiber ihren Mafnahmen freiwillig ein-
fithren will, steht in ihrem freien Ermessen, wobei sie unter den
Voraussetzungen des Art. 48 nicht gehindert ist, eine solche durch
eine Neuordnung jederzeit wieder auBier Kraft zu setzen. Wohl
aber hat der Richter, wenn eine Diktaturanordnung in einem ge-
richtlichen Verfahren zur Anwendung kommen soll, die Befugnis,
sie auf ibre R e cht mifigkeit hin zu priifen, eine Konsequenz der

nahezu einmiitig °*

anerkannten Anschauung, daB, im Gegensatz
zu Gesetzen, Verordnungen der richterlichen Nachpriifung nicht
entzogen sind. Wird von dem Richter die RechtmiBigheit (natiir-
lich nicht die Zweckmiagigkeit) einer Diktaturanordnung bestritten,
so darf er sie nicht anwenden. Als Beispiel wire daran zu denken,
dafi eine Diktaturanordnung sich mit einem nicht suspendierbaren
Grundrecht in Widerspruch setzte oder daran, daf eine Diktatur-
anordnung nicht in gentigender Form bekannt gemacht worden
ist. Darf der Richter das Vorliegen der Voraus-
setzungen einer Diktaturanordnung priifen, so
doch niemalsihre ZweckmiBigkeit. Die Frage, ob
eine bestimmte Handlung notwendig war oder nicht, wie auch die
andere, ob etwa die Landesregierung zu friih eingeschritten ist
und aicht ein Einschreiten des Reichspriisidenten abgewartet hat,
ist der richterlichen Beurteilung entzogen. Die Entscheidung
hierttber steht

b) besonderen Reichsorganen zu, nimlich nach Art. 48 IV
Satz 2 dem Reichspriisidenten oder dem Reichstag. Beide kidnnen
Landesdiktaturmafnahmen nicht, wie es urspriinglich beabsichtigt
gewesen war, durch Nichterteilung einer, der beim Notverord-
nungsrecht nachgebildeten Genehmigung, auker Wirksamkeit setzen,

60% a, A. bekanntlich TriEPEL, Arch, 6ff. R. Bd. XXXIX.
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aber die Landesregierung ist verpflichtet, auf Verlangen eines der
beiden®! Kontrollorgane ihre Diktaturverordnungen zuriickzuneh-
men und zwar auch dann, wenn fiir sie die Griinde zu deren Er-
laB fortbestehen. Dabei ist freilich festzuhalten, dag eine Nicht-
beachtung dieser Pflicht zwar einen Verfassungsbruch darstellt,
daB aber eine MaBnahme dagegen rechtlich kaum denkbar ist.
Art. 48 Abs. 1, der die Reichsexekution vorsieht, wenn ein Land
die ihbm nach dem Reichsverfassungsgesetz obliegenden Pflichten
nicht erfiillt, ist unanwendbar ®1*, weil die Pflicht aus Art. 48 IV
Satz 2 keine Pflicht des Landes, sondern eine Pflicht der Landes-
regierung, die hier als Reichsorgan handelt, ist. Art. 59, an den
man denken konnte, eben weil die Landesregierung als Reichsorgan
fungiert, hat aber um dessentwillen aus der Betrachtung auszu-
scheiden, weil unter den dort bezeichneten Personen, die vor dem
Staatsgerichtshof in Anklagezustand versetzt werden kénnen, die
Mitglieder der Landesregierungen als Tréger des Ausnahmezu-
standes des Art. 48 nicht genannt sind *2. In Betracht kommt
also nur gegebenenfalls eine privatrechtliche Haftung
nach § 839 BGB. in Verbindung mit Art. 131 RV. und eine
strafrechtliche auf Grund der Vorschriften des Reichs-
strafrechts 2,

61 Die Auffassung des Berichterstatters Dr. v. DELBRUCK in der National-
versammlung (HEILFRON V 3256), die Mafnahmen der Landesregierungen
wiirden, wenn der Reichspriisident ihre Aufhebung nicht verlange, zu solchen
des Reichspriisidenten, ist schief. Er kann sie aber durch schliissige Hand-
lungen zu eigenen de futuro machen. Mit Recht weist GRAU 168 darauf
hin, daB die von DELBRUOCK vertretene Auffassung zu einem AuBerkraft-
setzungsrecht eines von der Landesregierung verhiingten Ausnahmezu-
standes fiihren konnte, das Art. 48 IV gerade nicht gewihrt.

8ta Anderer Ansicht Grese S. 146 Nr. 9; RorHENBUCHER JW. 1921,
S. 248,

62 Unrichtig GraU 158.

63 Beispiele GRAU 159.



	Das Ausnahmerecht der Länder nach Art. 48 IV der Reichsverfassung  

